
     

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Kleve 

  
Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 4-076-5 für den Bereich Marienschule/ Königsallee im Ortsteil Ma-
terborn 
 

 

Gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), in der derzeit gültigen Fassung, 
und § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO. NRW) in der derzeit gültigen 
Fassung, hat der Rat der Stadt Kleve am 21.05.2014 
den o.g. Bebauungsplan als Satzung beschlossen. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 4-076-5 sowie seine Begrün-
dung liegen beim Fachbereich Planen und Bauen, 
Landwehr 4-6, Zimmer 224, 47533 Kleve, während 
der Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus. Über den Inhalt des Planes und der Begründung 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

 
Hinweise: 

 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Geltend-

machung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch 
diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

2. Es wird darauf hingewiesen, dass  
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichne-

ten Verfahrens und Formvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-

ten über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  
c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
dann unbeachtlich bleiben, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Kleve geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
der Vorschriften begründen soll, ist darzulegen. Der Bebauungsplan kann durch ein ergänzendes 
Verfahren zur Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 

3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO. NRW) beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes kann nach Ablauf ei-
nes Jahres nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) dieser Bebauungsplan wurde nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletz-

te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 4-076-5 in Kraft. Gleichzeitig treten die entge-
genstehenden Festsetzungen des bislang gültigen Bebauungsplanes Nr. 4-076-2 außer Kraft. 
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Erklärung gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommuna-

lem Ortsrecht 
 
Die Satzung der Stadt Kleve über den Bebauungsplan Nr. 4-076-5 für den Bereich Marienschule/ König-
sallee im Ortsteil Materborn ist durch Ratsbeschluss vom 21.05.2014 ordnungsgemäß zustande gekom-
men. 
Ich bestätige hiermit gemäß § 2 Absatz 3 der Verdordnung über die öffentliche Bekanntmachung von 
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung) vom 26.08.1999 (GV.NRW 516), in der derzeit 
gültigen Fassung, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und dass nach den 
Bestimmungen des § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren wurde und ordne die 
Bekanntmachung der Satzung an.  
 
Kleve, 05.06.2014      Der Bürgermeister 
 
               Brauer 
 


